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Offensive Pädagogik:
Jörg Schlömerkemper
Schulentwicklung hat viele Ebenen!

262

Die Diskussion um Schulprogramme und „Autonomie“ sollte nicht zu eng auf die 
einzelne Schule fixiert werden, sondern alle Ebenen einbeziehen, die zur Gestaltung 
des Lehrens und Lernens in der Schule beitragen: von der globalen Dimension bis 
zur intra-individuellen Interaktion.

Christian Rittelmeyer 266
Infanlilisierung der Informationsgesellschaft
Anlässe und Möglichkeiten einer kulturkritischen Erziehung in der Schule

Das moderne Medien- und Enterlainment-Angebot läßt uns zunehmend in die Ge­
fahr der Infantilisierung geraten - so lautet die These, die in einer engagierten, nicht 
unpolemischen Phänomenologie herausgearbeitet wird. Und daran sind nach Mei­
nung des A utors auch manche Lehrerinnen und Lehrer nicht unerheblich beteiligt - 
passiv wie aktiv. Dem sollte eine Kultur des Widerstandes entgegengesetzt werden. 
Was das bedeuten könnte, wird an einigen Beispielen veranschaulicht. - Denen, die 
hier als „Naivdidaktiker" bezeichnet werden, wird die Redaktion gern Gelegenheit 
geben, ihren Einspruch zu artikulieren!

Frank Olaf Radtke 278
Schulautonomie und Sozialstaat
Wofür ist die Bildungspolitik (noch) verantwortlich?
Die Diskussion um Schulautonomie steht in der Gefahr, über der Beschäftigung mit 
Profilbildung und Evaluation der einzelnen Schulen den politischen Kontext aus den 
Augen zu verlieren, in dem die gegenwärtige Auseinandersetzung um die Zukunft der 
Erziehungstattfindet. Angeregt durch eine Bemerkung von Norbert Maritzen (in Heft 
1/96 dieser Zeitschrift) sollen die „blinden Flecken " der Autonomiedebatte aufgezeigt 
werden: sie scheint den Bezug zur aktuellen gesellschaftspolitischen Auseinanderset­
zung um den Sozialstaat zu verlieren und soziale Gerechtigkeit zu gefährden.



Norbert Maritzen 292
Schule zwischen Staat und Markt?
Für kritische Genauigkeit beim Reden über Schulautonomic 
- eine Antwort auf Frank-Olaf Radtke
Die von Rathke vorgetragenen Einwände und Bedenken seien int Prinzip durchaus 
frag-würdig und repräsentativ für eine bestimmte Sichtweise der Autonomie-Diskus­
sion, sie hätten aber mit der tatsächlichen Entwicklung int eigenen Lande nicht viel 
zu tun. Im Konzept wie in der Praxis werde der Zusammenhang der verschiedenen 
pädagogischen und organisatorischen Handlungsehenen durchaus gesehen. Der 
Staal wolle und könne seine Gestaltungsaufgabe nach wie vor in Form von verbind­
lichen Rahmen vorgaben und Ergebniskontrollcn wahrnehmen. Zugleich setze er au f 
Sicuerungsleistungen, die von den Schulen selbst effektiver erbracht werden körnten. 
Schließlich werde die externe Evaluation, die von der Bremischen Schulinspektion zu 
leisten sei, die erforderliche Rück koppelung gewährleisten.

Ludwig Huber 306
Berufsorientierung in der gymnasialen Oberstufe
Aufgaben und Möglichkeiten
Nach der neuen KMK-Vereinbarung soll sich die Oberstufe der Gymnasien stärker 
auf die Berufs- und Arbeitswelt beziehen und die Berufsfähigkeit fördern. Vermut­
lich werden sich viele Gymnasien bzw. gymnasiale Oberstufen mit dieser neuen Auf­
gabe sehr schwer tun. Vordem Hintergrund der überkommenen gymnasialen Tradi­
tionen und Bewußtseinslagen werden die bildungstheoretischen Voraussetzungen 
dieses Konzepts sowie praktische Konsequenzen erörtert. Mit Beispielen aus der nord­
rhein-westfälischen Schullandschaft (Kollegsclttden, Oberstufenkolleg) werden sie 
konkretisiert. „ Beruflichkeit" könne in allen Fächern integriert, aber auch durch Ko­
operationsformen mit beruflichen Lernorten gefördert werden. Die KMK-Vereinba- 
rung läßt für entsprechende Entwicklungen einen breiten Raum, der genutzt werden 
müßte. Die praktischen Probleme bei der Umsetzung sollten jedoch nicht gering ge­
schätzt werden.

Klaudia Schultheis 323
Deprofessionalisierung durch Schulreform?
Analysen und Vorschläge zur Neubestimmung der Lehrberufs
Die Ausbildung neuer pädagogischer Profile, die Öffnung der Schule und die Auto- 
nomisierung der Einzelschulen bringen für die Lehrerinnen eine Vielzahl neuer Auf­
gaben mit sich. Um Überforderungen zu vermeiden, muß die Frage nach der profes­
sionellen Gestalt des Lehrberufs neu beantwortet werden: Lehrende sind 
Expertinnen für die Organisation und Begleitung von Lern- und Bildungsprozessen 
der Lernenden. Andere Aufgaben des pädagogischen Handlungsfeldes müssen in Ko­
operation mit anderen pädagogischen Berufsgruppen auf der Basis abgegrenzter Kom­
petenzbereiche und gemeinsamer Zielvorstellungen bearbeitet werden.

Manfred Bönsch 335
Differenzierung als Optimierung von Lernprozessen
Didaktische - diagnostische - dialogische Gestaltung des Unterrichts
Differenzierung ist ein altes schulpädagogisches Thema - aber die oft bekundeten guten 
Absichten bleiben häufig in Maßnahmen der äußerlichen Gruppenbildung stecken. 
Auf dem Hintergrund didaktischer Überlegungen wird hierein als „3-D-Differen­
zierung“ bezeichnetes Konzept der Gestaltung von Lernprozessen entwickelt, mildes­
sen Hilfe Lernprozesse optimiert werden können. Die theoretischen Ansätze werden 
an Beispielen verdeutlicht.



Hans-Wolfram Stein und Hans-Joachim Gries 353
Politische Bildung durch eigenes Tun
Erfahrungen des Projekts „Lernen und Arbeiten im ehemaligen KZ Sach­
senhausen“

Polnische Bildung blciht häufig so abstrakt, daß den Jugendlichen - insbesondere in 
berufsbildenden Teilzeitschulen - nicht erkennbar wird, zu welchem Zweck sie sich 
mit diesem Pach beschäftigen sollen. Am Beispiel eines Sekundarstufenzentrums in 
Bremen wird hier deutlich, wie durch die konkrete Arbeit in einem Projekt sinnlich 
erfahren werden kann, was Politik bedeutet. Die Aufbauarbeit im ehemaligen KZ 
Sachsenhausen much! erfahrbar, wie wichtig und erfolgreich es ist, sich zu engagie­
ren und die Erfahrungen bewußt zu machen.

Marina Kailbach 365
Charter Schools: Die autonomen Schulen der Zukunft?
In den USA hat sich in den letzten fünf Jahre ein neuer Typ von öffentlichen Schulen 
verbreitet. Die Verfechter der „Charter Schools" setzen auf vier Elemente; die Wahl­
freiheit für Familien, unternehmerische Möglichkeiten für Pädagogen, Verantwort­
lichkeit für die Schulen und der Wettbewerb für die öffentlichen Schuldistrikte. Erste, 
vorläufige Ergebnisse weisen auf eine Erweiterung der Bildungsmöglichkeiten der 
Schüler und einen positiven Einfluß auf die Heranwachsenden hin. Für die Autono­
mie-Diskussion in Deutschland kann dieser Bericht sicherlich Anregungen geben.

Susanne Kröhnert-Othman 378
Lehrerinnen und Lehrer im heutigen Palästina
Politische und professionelle Entwicklungstrends

Nach dem Machtwechsel in Palästina war der Bildungssektor einer der ersten Berei­
che, die an die nationale Selbstverwaltung übergeben wurden. Damit sind vielfältige 
Herausforderungen und Schwierigkeiten verbunden, weil eine Fülle von Erwartun­
gen bearbeitet werden sollen. Das Erbe der Besatzungszeit ist nicht einfach beiseite 
zu räumen. Die Hoffnungen der Lehrerinnen und Lehrer auf eine gesellschaftliche 
und materielle Aufwertung ihres Berufes scheinen sich (noch) nicht zu erfüllen. Die 
gesellschaftliche Bedeutung des Bildungswesens wird zwar proklamiert, die realen Ver­
hältnisse bleiben jedoch dahinter zurück.

Neuerscheinungen;

- Hermann Giesecke: Die pädagogische Beziehung, (HGH)
- Jürgen Diederich und Elmar Tenorth: Theorien der Schule. (HGH)
- Rainer Winkel: Theorie und Praxis der Schule. (JöS)
- Elmar Tenorth, Sonja Kudella und Andreas Paetz: Politisierung im 

Schulalltag der DDR. (HGH)
- Gerhart Neuner: Zwischen Wissenschaft und Politik. (Cloer)
- Herbert Gudjons und Andreas Köpke (Hg.): 25 Jahre Gesamtschule in 

der Bundesrepublik Deutschland. (HGH)
- Jörg Petersen und Gerd-Bodo Reinert (Hg.): Bildung in Deutschland.

(JöS)
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Offensive Pedagogy: 262
Jörg Schlömerkemper
School development has to take place on different levels!
The discussion of school programs and “autonomy " should not be fixed on the single 
school, but should rather include all levels contributing to the shaping of teaching ami 
learning al school: i.e. from global dimensions to intra-individual interaction.

Christian Rittelnieyer 266
Infantilisation in the modern information-society?
Reasons and possibilities for a culture-critical education in schools
The modern world of media and entertainment is increasingly threatening to infanti­
lise us. Teachers are also contributing to this process - both actively and passively. A 
culture of resistance should be built up to counteract this tendency. Certain examples 
show what this could lead to.

Frank-Olaf Radtke 278
School-Development and Welfare-State
The concentration on the micropolitics of schools and schoolboards within the debate 
on “school-autonomy” is held to be at risk of loosing the broader political context in 
which the discussion takes place. Starting from a remark Norbert Maritzen made (DDS 
96/1) the aitthor tries to identify the "blind spots” of the debate in the context of the 
current conflict on the social welfare state and pointing at the consequences of mar­
ket steering for social equity especially of immigrant children.

Norbert Maritzen 292
School between politics and market
On critical accuracy when discussing independence of schools
- A reply to Frank-Olaf Radtke
The objections and misgivings expressed by Radtke are, in principle, worthy of con­
sideration. However, it has not much to do with the actual development in our own 
country. The government will be able to observe its original duties by controlling frame 
conditions and results. Finally, external evaluation, which has to be done by the “school 
inspection ” will ensure the necessary feed-back.

Ludwig Huber 306
Informations about vocational choices at the secondary high school
Duties and possibilities

According to the new agreements of the KMK (Conference of the Cultural Ministers 
in Germany) the higher grades of the grammar schools shall pay more attention to 
the choice of professions. The theoretical educational requirements of this concept as
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well as practical consequences are being discussed with respect to the traditional back­
ground of secondary education. " Professionahty" might be integrated into all sub­
jects or be also promoted by cooperation with vocational learning.

Klaudia Schultheis
School-development and teaching-profession - a difficult relation? 323

Present reformatory efforts like the development of pedagogical profiles, community 
orientation or autonomy are increasing the teachers' professional tasks. To avoid over­
charges it seems necessary to reflect on and define their special professional compe­
tences: Teachers are experts for the organization and company of the pupils' learning 
processes by teaching. Schools could be conceived as differentiated fields of peda­
gogical activities where teachers cooperate with other pedagogical professions.

Manfred Bönsch 335
Optimizing the process of learning by differentiation
Shaping learning by means of didactic, diagnostic or dialogs
Differentiation is an old subject of school-pedagogy - but in most cases it remains on 
u superficial level of grouping pupils. On the background of theoretical considera­
tions a so-called "3-D-Differentiation ” is being developed. The theoretical proposals 
are illustrated by several examples.

Hans-Wolfram Stein und Hans-Joachim Gries 353
Political learning by doing
Experiences gained by a project in the former “KZ Sachsenhausen”
Teaching political topics often remains abstract and it is rather difficult for pupils to 
understand the purpose to which they shall go down with these themes. An example 
is set, where political experiences have been provoked by reconstructing buildings in 
a former Konzentrationslager (KZ) of the Nazi-period. The pupils of a vocational 
course have learned that it is important to engage oneself.

Marina Kailbach 365
Are Charter Schools the autonomous schools of the future?
In the USA during the past five years a new type of public schools has spread. Advo­
cates of the "charter schools" claim that the charter school movement brings together 
four powerful concepts: freedom of choice for families, entrepreneurial possibilities 
for educators, accountability of schools, and competition for public school districts. 
First temporary results seem to indicate an expansion of educational opportunities for 
students and a positive impact on youngsters. Proponents of more autonomy in Ger­
man schools nevertheless can learn something from the charter school movement!

Susanne Krohnert-Othman 378
Teachers in Palestine
Following the declaration of Principles and the Oslo agreements the educational sec­
tor became one of the first fields of administration being transfered to the Palestinian 
self-rule authorities. Palestinian teachers hoped that the transfer of power would bring 
about an improvement of their material and social conditions. The article describes 
Palestinian teachers' professional reality in the context of the difficult conditions in­
herited by military occupation. It views trends in Palestinian educational policies as 
well as in the field of teachers' union representation.
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Susanne Kröhnert-Othman
Lehrerinnen und Lehrer im heutigen Palästina
Politische und professionelle Entwicklungstrends1

Nach dem politischen Machtwechsel in Palästina haben die nationalen palä­
stinensischen Organe der Palestinian Authority (PA) auch die Zuständig­
keiten für Ausbildung und Lehre übernommen. Dadurch sind die Vor­
aussetzungen dafür geschaffen, daß die entsprechenden Institutionen int 
Rahmen der begrenzten Seibstregicrung neu organisiert werden. Der 
Traum von der Existenz eines palästinensischen Nationalstaates ist damit 
zwar noch nicht verwirklichtes wurden jedoch auf dem Weg zu einem sol­
chen Ziel wichtige Schritte (vollzogen bzw.) cingekilel.

Eine der neu entstandenen Institutionen ist das Ministry of Education and 
Higher Education (MEI IE), dessen Zweigstellen sich heute in Ramallah auf 
der West Bank, in Jericho und in Gaza befinden. Zum Schuljahr 1994-1995 
nahm das neue Ministerium seine Arbeit zur Bewältigung der dringendsten 
Probleme im Erziehungsseklor auf, ohne dabei gleichzeitig auf Steuergel­
der zurückgreifen zu können. Seit dieser Zeit läuft die Arbeit des Ministe­
riums über die Finanzierung von Einzelprojekten durch internationale Geld­
geber, während die laufenden Kosten von der PA gedeckt werden müssen. 
Bis heute sind Steuereinnahmen für die Deckung der anfallenden Kosten 
der palästinensischen Selbstverwaltung irrelevant (Baumgarten 1997, S. 32).

Im Schuljahr 1994/95 war der Bildungssektor einer der ersten und zugleich 
der größte Bereich einer zivilen Selbstregierung, die von den israelischen 
Militärbehörden an die palästinensische Selbstverwaltung abgetreten wur­
den. Mit dem Machtwechsel an die eigenen „nationalen“ Autoritäten hoff­
ten die Lehrer und Lehrerinnen Palästinas auf entscheidende Verbesse­
rungen ihrer eigenen materiellen Situation und die Lösung administrativer 
und inhaltlicher Probleme der Lehre und Ausbildung in den palästinensi­
schen Schulen aller drei Sektoren.2 Damit verbunden war die Hoffnung auf 
eine Aufwertung des Lehrerberufs und mehr gesellschaftliche Anerkennung 
für die Leistungen der Lehrerinnen.

1 Der Artikel wertet Datenmaterial aus, das 1995 in einem Werkauftrag für die Max- 
Traeger-Stiftungerhoben wurde. Die Autorin unternahm eine Feldstudie und er­
hob Interviews mit Gruppen von Lehrerinnen und Lehrern an verschiedenen Or­
ten der Westbank und im Gazastreifen. Sie war selbst im Schuljahr 1994/95 als 
Deutschlehrerin an einer lokalen Schule beschäftigt.

2 Es handelt sich bei den drei erwähnten Sektoren um den staatlich-öffentlichen, 
den UNRWA-verwalte ten und den privaten Sektor. Alle drei Sektoren unter­
stehen verwaltungstechnisch gesehen heute dem MEHE. Direkter Arbeitgeber 
ist das Ministerium nur für die Lehrerinnen der öffentlichen Schulen.
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Anfiingc des palästinensischen itiIdungssystems und historische 
Entwicklung des Lehrberufs
Nach vierhundert Jahren Herrschaft in Palästina ließen die Osmanen bei 
ihrem Abzug zu Beginn diesen Jahrhundertsein rudimentäres Schulsystem 
zurück, das der Ausbildung von lokalen Vcrwaltungskadern im zivilen, mi­
litärischen und religiösen Bereich diente. Erst gegen Ende des 19. Jahr­
hunderts wurden einige wenige säkulare Schulen eingerichtet. Bis zum An­
fang diesen Jahrhunderts blieben alle diese Bildungseinrichtungen regional 
auf den Großraum von Jerusalem und des weiteren auf die Ausbildung von 
Männern beschränkt (Graham-Brown 1984, S. 15), Parallel dazu gingen seit 
der Mitte des 19, Jahrhunderts einige Schulgründungen in der gleichen Re­
gion auf die Initiative missionarischer Gruppen zurück, wie zum Beispiel 
die Einrichtung der Quaker’s Friends School 1869 und der St. Joseph’s Girls 
School 1873 in Ramallah,
In dem Bemühen um die Ausbildung einer kooperativen Elite von einhei­
mischen Verwaltungsangestellten der Mandatsmacht weiteten die Briten in 
den dreißig Jahren ihrer Herrschaft über Palästina das formale Schulsystem 
aus, wenngleich der für den Bildungssektor aufgewandte Anteil der öf­
fentlichen Ausgaben nur einen verschwindend geringen Teil von 5% aus­
machte, Eine Grundschulausbildung wurde für 33% aller Kinder im 
Schulalter möglich, beschränkte sich jedoch auf die wachsenden urbanen 
Zentren des Landes und auf die männliche Bevölkerung. Dörfliche Regio­
nen wurden von dieser Entwicklung kaum erfaßt (Graham-Brown 1984, 
S. 19). Für das Jahr 1946 wird die Gesamtzahl der Schulen in Palästina mit 
795 angegeben, die 118.335 Schülerinnen ausbildeten. 478 davon waren 
staatliche Schulen, 135 private muslimische und 182 private christliche 
Schulen (Tibawi 1956, S. 224).
In den Jahren nach dem Krieg von 1948 brachte die Flucht großer Teile der 
palästinensischen Bevölkerung grundlegende Veränderungen in allen Be­
reichen des Lebens mit sich. Mit der Situation der Flucht, dem Verlust von 
Land und allen damit zusammenhängenden traditionellen ökonomischen 
Ressourcen, ging gleichzeitig ein Wandel in der Einstellung der palästi­
nensischen Bevölkerung in Bezug auf die Schulbildung vor sich. Vor allem 
in den Flüchllingsfamilien.die ab 1949 von den Institutionen der UNRWA, 
dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für die Palästinaflüchtlinge, versorgt 
wurden, führte dieser Wandel zu der Auffassung, daß eine gute Schulaus­
bildung unter den gegebenen Umständen den einzigen Weg zum sozialen 
Aufstieg bildete. Die Schulen der UNRWA, die zu Beginn mit dem Ziel 
der Rücksiedlung von Flüchtlingen nur als temporäre Einrichtungen ihre 
Arbeit aufnahmen, bilden seit dem Jahr 1949 einen festen Grundpfeiler des 
palästinensischen Schulsystems. Praktisch gesehen bedeutete eine erfolg­
reiche Schulausbildung den Zugang zu den Arbeitsmärkten der Golfstaa­
ten und anderer arabischer Länder.
Der allgemeine Bevölkerungszuwachs und die wachsende ökonomische Un­
sicherheit unter der israelischen Besatzung führten ab 1967 auch in der dörf­
lichen palästinensischen Bevölkerung zu der Einsicht, daß eine Schulaus­
bildung notwendige Vorbedingung für die Teilnahme an den ausländischen 
Arbeitsmärkten sei. Die traditionelle Großfamilie investierte vor allem in 
die Ausbildung von Söhnen, die ihre Chancen in den siebziger Jahren in
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der Migration suchten. Der gleichzeitig in erreichbarer Nähe in Israel neu 
entstehende Arbeitsmarktverlangte keine ausgebildeten Arbeitskräfte, eine 
Tatsache, die zu einem vermehrten frühen Schulabgang von jungen Män­
nern führte. Bis heute sind palästinensische Familien von nicht-lokal er­
wirtschaftetem Einkommen abhängig, das in die palästinensischen Gebiete 
zurückfließt (Heiberg/Ovcnsen 1994, S. 24f.).

Nach Angaben des Palestinian Bureau of Statistics nahmen im Schuljahr 
1994/95 alle palästinensischen Kinder an der Schulausbildung der Grund­
stufe teil, während es für die Oberstufe in der elften und zwölften Klasse 
nur noch die Hälfte der je cingeschulten Jugendlichen waren (PCBS 1995, 
S. 102). Palästinensische Mädchen haben in den letzten dreißig Jahren in 
Bezug auf ihre Ausbildung im Rahmen der Pflichtschuljahre mit den Jun­
gen gleichgczogcn. Im Zugang zu weiterführender Bildung und qualifizier­
ter Berufsausbildung sind sie jedoch nach wie vor benachteiligt.

Mit der Erweiterung (Jes formalen Bildungssektors und der Einrichtung von 
öffentlichen Schulen für Mädchen und Jungen, wuchs auch der Bedarf an 
lokal ausgebildeten Lehrkräften. Es entstanden staatliche und UNRWA- 
Lehrerausbildungsställen, die den Erwerb eines Lchrdiploms anboten.

Der Weg in die qualifizierte Berufsarbeit setzte bis vor kurzem das weiter­
führende Studium an einem der Community Colleges oder an einer der spä­
ter gegründeten lokalen Universitäten voraus. Bis zum Jahr 1994 war das 
Studium zum Lehrdiplom in einem zweijährigen Kurs an einer staatlichen 
oder UNRWA-Lehrerausbildungsstätte möglich. Die besten Bewerberin­
nen für einen Ausbildungsplatz aus der Gruppe der Abiturientinnen eines 
Jahrgangs und einer Region wurden dabei für die staatlichen und UNRWA- 
Cotleges ausgewählt. Die UNRWA, die seit dem Ende der vierziger Jahre 
eigene Lehrkräfte ausbildet, bevorzugt dabei durch ihre Aufnahme- und 
Einstellungspolitik Bewerberinnen mit Flüchtlingsstatus.

Insbesondere für junge Frauen aus den Dörfern und Flüchtlingslagern war 
der Besuch einer Lehrerausbildungsstätte die einzige Chance, Zugang zu 
einer qualifizierten Berufsausbildung zu finden, da eine solche Ausbildung 
keine Kosten verursachte, während universitäre Ausbildung bis heute kost­
spielig ist und daher bei begrenzten materiellen Ressourcen meist den Söh­
nen vorbehalten bleibt. Da eine erfolgreiche Verheiratung der Tochter und 
ihre späteren Aufgaben als Mutter und Ehefrau im Denken palästinensi­
scher Familien Priorität besitzen, gilt die Ausbildung zur Lehrerin für be­
sonders gut vereinbar mit diesem Ziel. Religiöse und soziale Traditionen 
tragen dazu bei, daß die Tätigkeit der Lehrerin als Fortsetzung ihrer Mut­
terrolle gesehen wird. Der Beruf der Lehrerin steht in der palästinensischen 
Bevölkerung ganz oben auf der Skala sozialer Akzeptanz, und Lehrerin­
nenbilden heute die größte Gruppe aller professionellen Frauen in der palä­
stinensischen Gesellschaft (Hindiye et al. 1994).

Die religiöse Ausrichtung der ersten Schulen unter christlich-missionari­
schen Trägern begründete eine Tradition der Geschlechtertrennung im Aus­
bildungssystem, die sich bis heute aus wirkt. Diese Tradition wird von der 
islamischen Präferenz für die Geschlechtertrennung verstärkt. Nur wenige 
private Schulen in Ramallah und Jerusalem sind koedukativ und beschäf-
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tigen Lehrer und Lehrerinnen. Lehrerinnen bilden an den privaten koedu­
kativen Schulen der Westbank die Mehrheit der Beschäftigten.

Der Lehrberuf wird in Palästina, wie auch in anderen arabischen Ländern 
generell mit positiven Begriffen von Bildung, Schriftgclehrtcntum und re­
ligiöser Schulung verknüpft. Für manche palästinensische Lehrerinnen mag 
sich dabei die These vom Lehrberuf als typische Profession des sozialen Auf­
stiegs bewahrheitet haben. Aufgrund der generell schlechten materiellen 
Situation der Lehrerinnen blieb eine professionelle Laufbahn im Lehrbe­
ruf für palästinensische Manner jedoch immer zweite Wahl, während bei 
palästinensischen Frauen eine Präferenz für den Beruf fcstzustellen ist. Ne­
ben sozialer Akzeptanz des Berufs und Liebe zur erzieherischen Arbeit wir­
ken ökonomische Notwendigkeit, gute Vercinbarkeilschancen von Berufs- 
und Familienarbeit und der Mangel an beruflichen Alternativen als Ar- 
bcilsmotivation von Lehrerinnen. Die geringe Rate von Berufsaussleige- 
rinnen bestätigt die Annahme hoher Vereinbarkeitschancen von Berufs-und 
Familienarbeit. Nach der Eheschließung verläßt kaum noch eine Lehrerin 
ihren Dienst. Diese Tatsache steht im Gegensatz zu der ansonsten auf dem 
Arbeitsmarkt dominierenden Beschäftigung von unverheirateten Frauen 
und Mädchen, die nach einer Eheschließung ihren Arbeitsplatz aufgeben.

Die Mehrheit der Lehrerinnen findet heute eine andere berufliche Karriere 
für ihre eigenen Töchter erstrebenswerter als die der Lehrerin. Um dem 
Bildungsaufstieg ihrer Töchter den Weg zu bereiten sind viele Lehrerinnen 
dazu bereit, ihre Töchter von der Mithilfe bei der Hausarbeit zu verscho­
nen und mit ihrem Gehalt die universitäre Ausbildung der Töchter zu fi­
nanzieren. Lehrer bedauern die schlechte materielle Situation, die sie als 
Haupternährer ihrer Familien dazu zwingt, nach Schulschluß einer Ne­
bentätigkeit nachzugehen, und es ihnen nicht erlaubt, ihren Kindern eine 
akademische Ausbildung zu ermöglichen.

Das Erbe der Besatzung
Das palästinensische Bildungsministerium übernahm 1994 einen Verwal­
tungssektor, der sich in akuter Not befand. Die öffentlichen Schulen, die ne­
ben den UNRWA-Schulen (ca. 24%) und den Privatschulen (17%) ca. 60% 
aller schulischen Institutionen ausmachen, litten aufgrund der Bevölke­
rungsentwicklung und der daraus resultierenden Verdoppelung der Schü­
lerzahl unter Überfüllung der Klassenräume (40-60 Schülerinnen) und 
Lehrermangel. Der Raummangel an Schulen hatte außerdem vor allem in 
den Schulen Gazas zu der Einführung von zwei oder drei Unterrichtsschich­
ten pro Tag geführt. Die Unterfinanzierung des Bildungssektors verursachte 
Unterbezahlung von Lehrkräften und die mangelnde Ausstattung von Schu­
len mit dem Notwendigsten, wie Büchereien, Labors und selbst Toiletten­
räumen, In den besetzten Gebieten, in denen es auch sonst an der dringend­
sten Infrastruktur von Einrichtungen in der Jugendbildung und 
Freizeitgestaltung fehlte, traf insbesondere das Verbot außercurricularer Ak­
tivitäten, die bis zu diesem Zeitpunkt in Schulen stattfanden, palästinensische 
Schüler in ihrem Bedürfnis nach individueller Weiterbildung hart.

Die gesamten schulischen Einrichtungen der West Bank und des Gaza­
streifens waren in den Hochzeiten der Intifada zwischen 1988 und 1992 von
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wiederkehrenden Schließungen bedroht, die bis zu mehreren Monaten dau­
ern konnten. Obwohl diese Schulschließungen für die Lehrerinnen eine an­
dauernde Gehaltseinbuße bis zur Hälfte ihres Einkommens bedeuteten, ent­
schlossen sich viele von ihnen dazu, verlorene Zeit durch Unterricht in ihren 
privaten Wohnungen wctlzumachen. Heule beklagen palästinensische Bil­
dungsex perlen die Auswirkungen der Intifada auf das Ausbildungsniveau 
einer ganzen Generation palästinensischer Schüler und Schülerinnen. Un­
tersuchungen zeigen, daß die Lernverluste durch Unterrichtsausfall und die 
Politisierung der Schülerinnen generell hoch sind.

Die mehrals 25 Jahre andauernde Berufsarbeit unter den Bedingungen der 
israelischen Besatzung brachten für die palästinensischen Lehrerinnen vor 
allem in den Jahren der intifada seit 1987 einen rapiden Verfall des gesam­
ten Bildungssektors mit sich. Insbesondere die staatlich-öffentlichen Schu­
len wurden von den israelischen Militärbehörden, ihrem Arbeitgeber, 
streng kontrolliert. Lehrerinnen und Lehrer konnten sich in dieser Zeit we­
der für die Vertretung ihrer professionellen Interessen gewerkschaftlich or­
ganisieren, noch beruflich weiterbilden, da ihnen jede Teilnahme an loka­
len palästinensischen Fortbildungsmaßnah men von den Militärbehörden 
untersagt wurde. Hunderte der politisch aktiven Lehrerinnen wurden in der 
Zeit des palästinensischen Aufstandes aus dem Schuldienst entlassen, in 
ihren Gehältern zurückgestuft, an kleine Dorfschulen strafversetzt oder 
frühzeitig pensioniert. Manche gewerkschaftlich aktive Lehrerinnen waren 
Maßnahmen wie dem Sladlarrest unterworfen oder wurden ohne Prozeß 
in Verwallungshaft genommen.

Zum Zeitpunkt der palästinensischen Übernahme waren in den Schulen der 
Westbank und des Gazastreifens insgesamt 21.054 Lehrerinnen an den Ein­
richtungen aller drei Schulsektoren beschäftigt. Davon waren 13.533 an staat­
lich-öffentlichen Schulen, 4370 an UNRWA-Schulen und 3151 an privaten 
Schulen tätig. Die Verbreitung privater Schulen beschränkt sich bis heute auf 
die zentrale Region der Wcslbank um Ramallah, Bethlehem und Jerusalem. 
Der Gazastreifen besitzt nur eine einzige private Schule. Im Gazastreifen ist 
der staatliche Schulsektor ebenso stark vertreten wie die UNRWA, während 
die Westbank hauptsächlich staatliche Schulen besitzt und nur in der Umge­
bung der Flüchtlingscamps UNRWA-Schulen eingerichtet wurden.

1994/95 besaß die Mehrzahl aller Lehrer und Lehrerinnen keine akademi­
sche Qualifikation (nach Angaben des Palestinian Central Bureau of Stati­
stics). 64% aller Lehrerinnen besaßen ein „kleines Diplom“, das an einem 
der lokalen Lchrerausbildungsstälten erworben wurde. 28 % der Lehrer und 
25% der Lehrerinnen besaßen einen akademischen Bakkalaureusabschluß 
und etwa 3% der Lehrer sowie 0,7% der Lehrerinnen ein höheres Diplom. 
Mit 1% der Lehrer und 0,3% aller Lehrerinnen ist nur eine verschwindend 
geringe Zahl der Lehrkräfte an allen Schulen im Besitz einer Magisterur­
kunde. 4% der Lehrer und 10 % der Lehrerinnen arbeiten bis heute mit ei­
nem einfachen Abiturabschluß der Sekundarstufe. Neben der mangelnden 
akademischen Qualifikation stellen heutige Analysen des Bildungssektors 
die häufige Beschäftigung von Lehrerinnen staatlicher Schulen in ihnen aus­
bildungsfremden Unterrichtsfächern fest, eine weitere negative Bilanz der 
Einstellungspolitik israelischer Militärbehörden (Rimawi 1996, S. 12).
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Das durchschnittliche Einkommen von Lehrerinnen an den Schulen aller 
drei Sektoren lag zu Beginn der neunziger Jahre bei umgerechnet etwa 400 
bis 550 DM. Der für den Lebensunterhalt einer fünfköpfigen palästinensi­
schen Familie notwendige Betrag wurde gleichzeitig auf mindestens 1300 
DM geschätzt (Ednet 1992 No.9, S. 2). Aufgrund der materiellen Probleme 
von Lehrerfamilien ist cs allgemein bekannte Tatsache, daß viele Lehrer 
trotz eindeutigen Verbots nach Schulschluß noch einer anderen Arbeit nach­
gehen. Von Lehrern und Lehrerinnen werden hier vor allem Taxi fahren, 
die Arbeit auf dem Bau, Straßenverkauf oder Zwischenhandel, oder der 
Betrieb eines Ladens genannt. Daneben gibt cs andere Kolleginnen, die bis 
abends spät als private Nachhilfelehrerinnen versuchen, ein zusätzliches 
Einkommen zu erwerben. Manche Lehrerfamilien können nur durch die 
Subsistenzhilfe der Großfamilien existieren, die entweder Wohnraum im 
väterlichen Haushalt zur Verfügung stellen oder landwirtschaftliche 
Produkte zum Unterhalt beisteuern.

Obwohl die Lehrerinnen zu einer der wenigen Berufsgruppen in der palä­
stinensischen Gesellschaft gehören, die überhaupt in den Genuß von Lei­
stimmen zu ihrer sozialen Sicherung kommen, ist eine Besserung der Kondi­
tionen von Gcsundhcits- und Rentenversorgung dringend notwendig. Zwar 
haben Lehrerinnen der staatlichen und UNRWA-Schulen Zugang zu den 
Einrichtungen der Gesundheitsversorgung ihrer jeweiligen Trägerinstitution, 
die Infrastruktur auf diesem Gebiet ist in der Westbank und Gaza jedoch 
soweit vernachlässigt und rudimentär, daß wer es sich leisten kann, private 
Einrichtungen vorziehl. Für die privaten Schulen besteht keine einheitliche 
Regelung der Krankenversicherung. Erst seit kurzem sind einige private Trä­
ger dazu übergegangen, ihre Beschäftigten bei privaten Gesellschaften zu ver­
sichern. Private Schulen besitzen auch keine einheitliche Rentenrege lung, 
müssen sich jedoch an die Mindest vorgaben des jordanischen Arbeitsrechtes 
für den Staatsdienst halten. Nach dessen Regelungen gehen die Lehrerinnen 
der staatlichen Schulen entweder nach Vollendung des sechzigsten Lebens­
jahres oder nach dreißig Dienstjahren in Rente. Die Rentenzahlungen liegen 
bei 60% des letzten Gehaltes für die Lehrerinnen aller drei Sektoren.

Die Situation der Inleressensvertretung der palästinensischen Lehrerschaft 
ist bis heute von der Organisation des politischen Widerstandes gegen die 
Besatzung beeinflußt. Die Nichtanerkennung der Gewerkschaftsbildung in 
den besetzten Gebieten führte zu einer Situation, in der sowohl im Exil un­
ter dem Dach der PLO ein Lehrerverband existierte, als auch im Land selbst 
regionale Komitees der Lehrerinnen entstanden. In den besetzten Gebie­
ten selbst wurden wiederholt Versuche der Lehrerinnen, ihre Interessen 
gegenüber der israelischen Besatzungsmacht zu äußern, von den Militär­
behörden ignoriert oder abgewiesen und aktive Lehrerinnen verhaftet. Eine 
Demonstration der Lehrerinnen staatlicher Schulen am 14. Dezember 1980 
bildete den Auftakt zu einem dreimonatigen Streik, der breite Unterstüt­
zung in der Lehrerschaft fand. Obwohl der Streik selbst nicht erfolgreich 
war, wurden doch die regionalen Komitees für die staatlichen Schulen zu 
einer ständigen Einrichtung. Als vereinigtes Organ existiert seitdem das Ge­
neral Committee of Government School Teachers (GCGST) und der vier­
zehnte Dezember gilt als Teacher’s Day und wird in Schulen gefeiert (Ed- 
net 1992 No, 9, S. 2; 1994 No. 15, S. 3).
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Die Exilorganisation palästinensischer Lehrerinnen, die General Union of 
Palestinian Teachers (GUPT), die erst ini Jahr 1990 in den besetzten Ge­
bieten aktiv wurde, wird von vielen nichtorganisierten Lehrerinnen als ein­
deutig mit der PA affiliiert angesehen (Ednet 1994 No. 16/17, S. 13). Durch 
das Werben von Mitgliedern in allen Schulen und die Abhaltung von Wahlen 
hat der Dachverband bisher nur bedingt Legitimität erhalten.

Nicht in der GUPTorganisierte Lehrerinnen sehen die Unabhängigkeit der 
Gewerkschaftsarbeit gefährdet, da die PA zur Zeit sowohl als Begründer 
der GUPT, wie auch als Arbeitgeber der Lehrerinnen staatlicher Schulen 
gilt. Ein weiterer Kritikpunkt ist der geringe Jahresbeitrag der GUPT, der 
eine unabhängige Finanzierung von Aktivitäten nicht erlaubt, sondern den 
Verband auf die Unterstützung von internationalen Geldgebern oder der 
Regierung angewiesen sein läßt.

Veränderungen unter dem neuen Ministerium
lin ersten Jahr nach der Übernahme der Zuständigkeiten entschieden sich 
die palästinensischen Erben des Bildungsseklors für eine vorübergehende 
Verwaltung des Notstands, ohne dabei entscheidende Veränderungen des 
Systems vorzunehmen.

Mit der Vereinheitlichung des Bildungssektors von West bank und Gaza­
streifen, der erfolgreichen Abhaltung der Abiturprüfungen und der Durch­
führung verschiedener berufsbegleitender Fortbildungsmaßnahmcn für 
Lehrerinnen setzte sich die palästinensische Selbstverwaltung für das erste 
Schuljahr kurzfristige Ziele, während sie gleichzeitig eine langfristige 
Planung in den Bereichen Curricula, Lehrerfortbildung und Schulung von 
Verwaltungsexpertinnen entwickelte.

Erste praktische Veränderungen vollzogen sich im Bildungssektor mit der 
geringfügigen Erhöhung der Gehälter von Lehrerinnen öffentlicher Schu­
len, der Heraufsetzung der Pflichtschuljahre, der Erhöhung der wöchentli­
chen Unterrichtsstunden für die Schülerinnen und der Lehrcrfortbildung. 
Die Zahl der Wochenstunden wurde insgesamt für jeden einzelnen 
Schüler/einzelne Schülerin erhöht, die Sommerferien um einen Monat auf 
zwei Monate gekürzt und die Pflichtschulzeit bis zum 10. Schuljahr ausge­
dehnt. Die Arbeitslast der Lehrerinnen ist durch diese Maßnahmen ge­
stiegen. Neueinstellungen von Lehrkräften und Erhöhung der Gehälter sind 
dabei nicht im gleichen Verhältnis vonstatten gegangen (Ednet 1993 
No. 12/13, S. 16f.). Das Einkommen der Lehrerinnen staatlicher Schulen 
wurde seit dem 1.1.1995 um ca. 15% erhöht. Diese geringe Gehaltsverbes­
serung kommt jedoch noch immer nicht den Forderungen der Lehrerinnen 
nach einem Gehalt nahe, mit dem der Unterhalt einer fünfköpfigen palä­
stinensischen Familie bestritten werden könnte.

Es haben daher auch schon erste Auseinandersetzungen mit der palästinen­
sischen Selbstverwaltung stattgefunden, in denen es um die Beteiligung an 
politischen Entscheidungen und Verteilung von Geldern geht. Eine erste 
Lehrerdemonstration der Lehrerinnen staatlicher Schulen und die Andro­
hung eines Teilstreiks um Lohnerhöhungen und die Verbesserung sozialer 
Sicherung von Lehrerinnen brachte im Februar 1996 Lehrerinnen des Ge-
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neralVerbundes Palästinensischer Lehrer GUPTund Nichtorganisierte ab­
seits von fraktionalcn politischen Differenzen zusammen. Die Forderun­
gen in diesem Streik waren eine 100% Lohnerhöhung, sowie eine nachträg­
liche Erhöhung von Rentenbezügen. Erhöhung von Kinderbezügen und die 
Aufwertung von Gehaltsstufen, Eine letzter im MärzbegonnenerStreik von 
Lehrerinnen führte im April 1997 zur Verhaftung von 25 Mitgliedern eines 
Streikkomitees in verschiedenen Orten der Westbank von Seiten der palä­
stinensischen Polizei (TAZ 23.4.97, S. 8).

Nachdem sich in den Jahren nach der israelischen Besetzung der Westbank 
und des Gazastreifens palästinensische Lehrerinnen erfolgreich gegen die 
Einführung israelischer Curricula in palästinensischen Schulen gewehrt hat­
ten, setzte sich unter palästinensischen Pädagoginnen zu Beginn der siebzi­
ger Jahre in der Phase der Formierung der palästinensischen nationalen Be­
freiungsbewegung die Erkenntnis durch, daß auch die nationalen Curricula 
der benachbarten arabischen Aufnahmestaaten von palästinensischen 
Flüchtlingen den Bedürfnissen der Entwicklung eines palästinensischen na­
tionalen Sclbstbewußtseins nicht angemessen waren. In Zusammenarbeit mit 
der UNESCO richtete die palästinensische Selbstverwaltung im Jahr 1993 
die Einrichtung eines Zentrums für die Entwicklung des palästinensischen 
Curriculums ein. Heule ist dieses Zentrum als Teil des Ministeriums damit 
beschäftigt, vorhandene Curricula zu analysieren und in regionalen Work­
shops einen gesellschaftlichen Konsens für neue Curricula herzustcllen.

Palästinensischen Bildungsplanerinnen gilt die Schaffung von Leitlinien der 
Bildungspolitik, die sich im Einklang mit den Vorstellungen der palästi­
nensischen Bevölkerung befinden sollen, als wichtige Herausforderung. Als 
Zielvorgabe gilt die Etablierung eines einheitlichen nationalen Erzie- 
hungssyslems, das von der Gesamtheit der palästinensischen Bevölkerung 
mit all ihren kulturellen Differenzen akzeptiert werden kann (Abu-Dohou 
1996, S. 19f.).

Im Bereich der Aufwertung der Lehrerausbildung und der weiteren 
Qualifizierung von Lehrkräften hat das Ministerium ebenfalls mit der Um­
setzung von langfristigen Plänen begonnen. Unter Mithilfe internationaler 
Partner haben so inzwischen verschiedene Fortbildungsmaßnahmen von 
Lehrerinnen stattgefunden, die auch auf die Ausbildung von lokalen Fort­
bilderinnen zielen.

Nach einem Gesetz zur Verbesserung des Bildungssystems, das vom jorda­
nischen Bildungsministerium im Jahr 1988 verabschiedet wurde, sollen alle 
Lehrerinnen, die ab der Mittelstufe unterrichten, bis zum Jahr 1996 ein Ba­
chelor Degree erwerben. Danach soll keine Neueinstellung von Diplomab­
solventinnen mehr erfolgen. Dieses Gesetz wurde im Jahr 1992/93 von der 
UNRWA und nachfolgend von staatlichen und privaten palästinensischen 
Schulen übernommen. Die Lehrerausbildungsstätten der UNRWA und des 
Staates sind infolgedessen seit 1994/95 entweder geschlossen, oder aber in 
akademische Institutionen oder Institute der Ausbildung in Sport, Musik, 
Kunst oder Büchereiwesen umgewandelt worden.

In Jordanien wurde gleichzeitig ein Gesetz verabschiedet, das die rein weib­
liche Verwaltung von Elementarschulen vorsieht. Auch im palästinensischen
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Ministerium wird dies heute mit dem Argument vorgeschlagen, daß 
hauptsächlich Frauen einen Diplomabschluß in Erziehung machen. Diese 
Lösung antizipiert die zukünftige Versctzbarkeit derjenigen Lehrerinnen 
an Grundschulen, die ein Bachelor Degree nicht an einer der lokalen Uni­
versitäten nachholen können. Neben dem Programm zum Erwerb des B.A., 
das bisher vom Ministerium aus Mangel an finanziellen Ressourcen nicht 
verbindlich eingeführt werden konnte, setzt das Ministerium vor allem auf 
In-Service Training der Lehrkräfte. Bisher ist die akademische Lehreraus­
bildung mit B.A.-Abschluß. und Lchrdiplom nur an drei der lokalen Uni­
versitäten möglich und bleibt daher für viele Lehrerinnen nur schwer zu­
gänglich (Ednet 1993 No. 12/13, S. 16f ). In dem von der Europäischen 
Gemeinschaft und lokalen Universitäten unterstützten B.A.- Programm sind 
zur Zeil etwa 800 Lehrerinnen eingeschrieben (Ednet 1994 No. 15, S. 9). 
Das Ministerium kann hier bisher nur in der Erleichterung der Dienslzcil- 
regclungen für Teilnehmerinnen an dieser Maßnahme helfen. Die finanzi­
elle und organisatorische Teilnahme an dem Programm ist jedoch in die Ver­
antwortung des/der Einzelnen gestellt.

Kommentar
Die palästinensische Selbst Verwaltung steht heute vor der Herausforderung. 
eine Bildungspolitik zu planen, die auf die bisher nur schwer abseh bare wirt­
schaftliche Zukunft des Landes ausgerichtet sein sollte. Sie muß sich aus 
diesem Grund auf die verschiedensten Szenarien einer zukünftigen palä­
stinensischen Wirtschaft einzurichten wissen, sowie mit absehbaren Ent­
wicklungen, wie einem hohen Bevölkerungswachstum, dem Zustrom von 
palästinensischen Rückkehrern, mit anhaltenden Sperrungen und der dro­
henden Kantonisierung der palästinensischen Gebiete flexibel umgehen 
können.

Nach den Aussagen von palästinensischen Bildungsplanerinnen ist die 
zukünftige Bildungspolitik getragen von nationalen Aspirationen und Fort­
schrittsgläubigkeit. Es herrscht unterden Verantwortlichen die Vorstellung 
einer palästinensischen Gesellschaft, die zur technischen Zivilisation der Zu­
kunft beitragen wird (Abu-Dohou 1996, S. 19f ). In einer politischen Situa­
tion, die der palästinensischen Selbstverwaltung bisher kaum Kontrolle über 
die Ressourcen des Landes, wie Land und Wasser, läßt, liegt dieses Ziel noch 
in weiter Ferne. Auf dem Weg zur Verwirklichung des palästinensischen 
Traumes plant die Selbstverwaltung mittelfristig die Erleichterung des Zu­
gangs zu schulischer Bildung, die Verbesserung der Ausbildungsqualität und 
die Erweiterung praxisnaher Ausbildungszweige, wie der Berufsbildung. 
Schulbildung und universitäre Ausbildung sollen stärker am inländischen 
Arbeitsmarkt ausgerichtet werden.

Trotz der vielfach bekundeten Absicht der Reformierung des Bildungssy­
stems sind bis zum jetzigen Zeitpunkt nur wenige mittelfristige Strategien 
umgesetzt worden und manche Entwicklungen haben sich abgezeichnet, die 
den oben beschriebenen Absichten entgegenwirken.

Der Schaffung einer geeinten palästinensischen Nation und der damit ver­
bundenen Harmonisierung der Lehrstoffe in den Schulen scheinen alle tren­
nenden Faktoren untergeordnet zu werden. Insbesondere Themen, bei de-
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ncn kulturelle Differenzen innerhalb der palästinensischen Gesellschaft an­
gesprochen werden, wie die Frage der Religions-, Geschlechts- oder Klas­
senzugehörigkeil, sollen nach Meinung der Verantwortlichen in den Mini­
sterien im Unterricht nicht zum Gegenstand von Diskussionen werden. Es 
wird befürchtet, daß vorhandene Gegensätze aufbrechen und die Einheit 
der Nation schwächen. Ein Thema, das hier besonders für gesellschaftlichen 
Zündstoff sorgt und das bisher nicht erkennbar von den palästinensischen 
Behörden thematisiert wird, ist die Geschlcchtcrtrcnnung.

Mit der Feminisierung der Schulen des Gazastreifens, d.h. dem Ausschluß 
aller männlichen Lehrkräfte aus den Mädchenschulen, setzte die palästi­
nensische Selbstverwaltung im Jahr 1995 ein Zeichen, das nach offiziellen 
Verlautbarungen dazu gedacht war, palästinensische Traditionen zu wah­
ren. Die Herstellung eines Konsenses zwischen den verschiedenen sozialen 
Gruppen der palästinensischen Gesellschaft erweist sich tendenziell heute 
als KonfliktveriTicidungsstrategie, der die fortschrittlichen Intitiativen von 
engagierten Pädagoginnen und Bildungsplanerinnen untergeordnet wer­
den.

Für die Lehrerinnen und Lehrer bedeuten die widersprüchlichen Strategien 
und Verlautbarungen der Selbstverwaltung, daß die Aufwertung ihres Be­
rufes weiterhin in Frage steht. Im palästinensischen Bildungsministerium 
zeichnet sich generell ein Trend zur Wiederbestätigung veralteter Regeln 
und zur Übernahme geltender jordanischer Regelungen ab. Das jordani­
sche Arbeitsrecht unterliegt trotz gegenteiliger Absichtserklärungen bisher 
keiner grundsätzlichen Prüfung. Das Verbot einer Nebentätigkeit von 
Lehrerinnen staatlicher Schulen wurde zum Schuljahr 1994/95 von den 
palästinensischen Behörden betont, und wenig später wurde der drohende 
Lehrerstreik um angemessene Gehaltserhöhungen mit Appellen an die 
Geduld der Lehrerinnen abgewendet.

Ist es die Absicht der palästinensischen Selbstverwaltung, den Lehrerinnen 
wirklich eine Schlüsselposition in der Entwicklung der palästinensischen Ge­
sellschaft einzuräumen, so wird sie dies durch einschneidendere Anstren­
gungen zur Aufwertung des Lehrberufs beweisen müssen. Kann das Mini­
sterium den Forderungen der Lehrerinnen nach Fördermaßnahmen und der 
Aufwertung des Berufs nicht ernsthaft nachkommen, so ist eine weitere Ab­
wertung des Lehrberufs absehbar, interessierte und talentierte Lehrer wer­
den dann auch in Zukunft andere professionelle Karrieren vorziehen, oder 
weiterhin in einer Nebentätigkeit ihre Chancen suchen. Auch für palästi­
nensische Frauen wird der Beruf der Lehrerin bei wachsender Vielfalt be­
ruflicher Karrieremöglichkeiten von Frauen immer mehr zur ungewollten 
Alternative werden. Der Beruf wird dann zu einem typischen Frauenberuf 
mit schlechten Verdienstmöglichkeiten weiter abgewertet werden, einer 
Tätigkeit, die ein „zweites, zusätzliches Familieneinkommen" schafft und 
andererseits bestimmte zeitliche Vorteile der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienarbeit besitzt. Es wird unter diesen Voraussetzungen schwierig wer­
den, eine Gruppe von fortschrittlich-denkenden und talentierten Berufs­
anfängerinnen für die Lehrtätigkeit an palästinensischen Schulen zu in­
teressieren, für die der Beruf des Lehrers/der Lehrerin die erste Wahl 
bedeutet.
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